
Bundesrepublik Deutschland Deutsche Demokratische Republik 19

GRUNDGESETZ FÜR DIE BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND

Vom 23. Mai 1949 (BGBL S. 1; III 100-1)

Artikel 1

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie 
zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt.

Artikel 103

(2) Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die 
Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor die 
Tat begangen wurde.

Artikel 2

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung 
seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte 
anderer verletzt und nicht gegen die verfassungs­
mäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körper­
liche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist 
unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund 
eines Gesetzes eingegriffen werden.

Artikel 10

(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und 
Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich.

(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines 
Gesetzes angeordnet werden. . .

Artikel 13

(1) Die Wohnung ist unverletzlich.
(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Rich­

ter, bei Gefahr im Verzüge auch durch die in den 
Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet 
und nur in der dort vorgeschriebenen Form durch­
geführt werden.

Artikel 4

Schutz der Würde und der Rechte des Menschen

Die Würde des Menschen, seine Freiheit und sei­
ne Rechte stehen unter dem Schutz der Strafgesetze 
des sozialistischen Staates.

Die Achtung der Menschenwürde, von der sich 
die sozialistische Gesellschaft auch gegenüber dem 
Gesetzesverletzer leiten läßt, ist für die Tätigkeit 
der staatlichen und gesellschaftlichen Strafrechtspflege 
und für den Strafvollzug unverbrüchliches Gebot.

Eine Person darf nur in strikter Übereinstim­
mung mit den Gesetzen strafrechtlich verfolgt und 
zur Verantwortung gezogen werden. Eine Hand­
lung zieht strafrechtliche Verantwortlichkeit nur 
nach sich, wenn dies zur Zeit ihrer Begehung durch 
Gesetz vorgesehen ist, der Täter schuldhaft gehan­
delt hat und die Schuld zweifelsfrei nachgewiesen 
ist. Die Rückwirkung und die analoge Anwendung 
von Strafgesetzen zuungunsten des Betroffenen ist 
unzulässig.

Die Rechte der Persönlichkeit, das Post- und 
Fernmeldegeheimnis und die Unverletzlichkeit der 
Wohnung sind gewährleistet. Sie dürfen nur so weit 
eingeschränkt werden, als dies gesetzlich zulässig und 
unumgänglich ist.
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